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Bundesbankgewinn

Zurück zur Normalität?

Nach neuesten Angaben beträgt der Bundesbankge­
winn für 1987 338 Mill. DM, wovon 240 Mill. DM an den 
Bund ausgeschüttet werden sollen. Das ist fast nichts 
im Vergleich zu den 7,8 Mrd. DM Gewinn und den 7,3 
Mrd. DM Ausschüttung im Jahre 1986. Auch handelt es 
sich um den niedrigsten Gewinn seit 1980. Bedeutet 
dies nun, daß die Bundesbank schlecht gewirtschaftet 
hat, oder waren die Gegebenheiten der letzten Jahre 
nur außergewöhnlich günstig?

Selbstverständlich ist die Bundesbank wie andere öf­
fentliche Unternehmen verpflichtet, sparsam zu wirt­
schaften. Sparen lassen sich allerdings nur Verwal­
tungskosten, die meist nicht mehr als 20 % der Bruttoer­
träge erreichen. Nun ist es gar nicht Ziel der Bundes­
bank, den Gewinn zu maximieren. Ihre Hauptaufgabe 
besteht darin, den Geldumlauf und die Kreditversor­
gung der Wirtschaft unter stabilitätspolitischen Ge­
sichtspunkten zu regeln. Der dabei entstehende Ge­
winn ist nebensächlich. Entsprechend läßt sich am Ge­
winn auch nicht die Qualität der Bundesbanktätigkeit ab­
lesen.

Der starke Gewinnunterschied beruht in erster Linie 
auf Wertänderungen der Devisenbestände wegen Dol- 
larkursabwertungen. Folgerichtig stiegen auch die Bun­
desbankgewinne gerade, nachdem 1980 die Dollar­
kurse wieder angestiegen waren, und der Gewinnrück­
gang 1987 folgte erneuten Dollarkurssenkungen. Der 
Jahresendkurs von 1,58 DM je Dollar und die entspre­
chende Änderung der Devisenreservebewertung von 
vorher 1,73 DM bewirkten für sich genommen schon ei­
nen Abschreibungsbedarf von über 7 Mrd. DM. Mit der 
nunmehr sehr niedrigen Bewertung der Dollarreserven 
wächst aber die Wahrscheinlichkeit, daß sich das Fi­
nanzministerium im nächsten Jahr erneut über kräftige 
Ausschüttungen freuen kann. de

VW-Privatisierung

Geschmälerter Erlös

M it der erfolgreichen Plazierung der 4,8 Mill. VW- 
Stammaktien, die sich bisher noch im Besitz des Bun­
des befanden, hat Bundesfinanzminister Stoltenberg ei­
nen schon lange erwarteten Schritt zur Reprivatisierung 
der Volkswagen AG vollzogen. Nur das Land Nieder­
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sachsen hält jetzt noch ein ebenso großes Aktienpaket, 
das einem Anteil von 16% am Stammkapital entspricht. 
Bei einem Abgabekurs von 238 DM ergibt sich für den 
Finanzminister ein Verkaufserlös von rund 1,1 Mrd. DM. 
Zwar war der nun vollzogene Verkauf insbesondere aus 
ordnungspolitischen Gründen schon seit längerem ge­
plant, aber erst die unerwartet große Deckungslücke im 
Bundeshaushalt scheint jetzt für den endgültigen Voll­
zug gesorgt zu haben.

So könnte der Bundesfinanzminister zur Tagesord­
nung übergehen, bestünde nicht seit 1962 eine finan­
zielle Verpflichtung des Bundes und des Landes Nieder­
sachsen, Dividendenausschüttungen auf ihre Anteile 
der Stiftung Volkswagenwerk abzutreten. Dieser An­
spruch der Stiftung besteht unabhängig vom Verkauf 
der Bundesanteile weiterhin. Zur Vermeidung einer dau­
erhaften Haushaltsbelastung durch „Als-ob-Dividen- 
denzahlungen“ könnte der Bund alternativ die VW-Stif- 
tung auch durch Abtretung eines Teils des Verkaufserlö­
ses kompensieren. Laut Pressemeldungen erwägt die 
Stiftung daher eine Klage gegen Bundesfinanzminister 
Stoltenberg auf die Zahlung von 766 Mill. DM, das sind 
etwa 70 % des Verkaufserlöses.

Welcher Alternative der Finanzminister letztlich auch 
den Vorzug einräumen mag, die fiskalische Ergiebigkeit 
des Aktienverkaufs bleibt wesentlich geringer, als es im 
Hinblick auf das Haushaltsdefizit gewünscht wird. Viel­
leicht liegt nicht zuletzt hierin ein wesentlicher Grund da­
für, daß das Land Niedersachsen allen ordnungspoliti­
schen Bedenken zum Trotz seinen Restanteil von 16 % 
nicht veräußern will. hn

öffentlicher Dienst

Hessens Parforce-Ritt

Deutlicher hätte der hessische Ministerpräsident Wall­
mann sein Mißfallen gegenüber dem Tarifabschluß im 
öffentlichen Dienst kaum zum Ausdruck bringen kön­
nen : Er will seinen Beamten die -  für die übrigen öffentli­
chen Bediensteten tarifvertraglich vereinbarte -  Verkür­
zung der Wochenarbeitszeit auf insgesamt 38,5 Stun­
den erst einmal vorenthalten. Verständlich ist eine sol­
che Reaktion angesichts der Ebbe in den öffentlichen 
Kassen schon, wenn man sie auch eher von anderen 
Bundesländern als vom „reichen“ Hessen erwartet 
hätte. Auch rechtlich stünde einem „Abkoppeln“ der Ar­
beitszeit der Beamten von der der übrigen öffentlichen 
Bediensteten nichts im Wege; Baden-Württemberg 
hatte das in den 70er Jahren bereits vorexerziert.
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Mit seinem Vorhaben verärgert Wallmann nicht nur 
die Betroffenen. Er desavouiert auch den Innenminister 
als Verhandlungsführer der Arbeitgeberseite und den 
Ländervertreter in der Tarifkommission, die -  sicherlich 
nicht ohne Rücksprache mit der Bundesregierung und 
den Bundesländern -  eine Übernahme des Verhand­
lungsergebnisses für die Beamten signalisiert hatten. 
Überdies brüskiert er die Gewerkschaften, deren erklär­
tes Ziel die Verkürzung der Arbeitszeit war und die des­
halb bereit waren, einen mehrjährigen Tarifvertrag mit 
relativ moderaten Lohnsteigerungen abzuschließen.

Würde die hessische Landesregierung ihre Absicht 
wahrmachen, würde das sicherlich das Klima in den 
künftigen Tarifverhandlungen erheblich belasten. Sinn­
voller wäre es, den Katalog der öffentlichen Aufgaben zu 
durchforsten und die „Entbürokratisierung“ voranzutrei­
ben. Damit wäre auf längere Sicht eine weit wirksamere 
Entlastung der öffentlichen Haushalte zu erreichen als 
durch die Verweigerung der Arbeitszeitverkürzung für 
Beamte. ew

Straßenbenutzungsgebühr

Der richtige Weg?

Bundesverkehrsminister Warnke plant die Einführung 
einer Straßenbenutzungsgebühr für Lastkraftwagen. 
Für die inländischen Unternehmen soll diese Belastung 
allerdings durch eine Verrechnung mit der Kraftfahr­
zeugsteuer neutralisiert werden. Ausländische LKWs 
sollen gegen Gebühr eine zeitlich befristet geltende Pla­
kette erwerben. Durch diese Diskriminierung der Aus­
länder sollen Wettbewerbsnachteile deutscher Unter­
nehmen gegenüber dem Ausland -  besonders im Hin­
blick auf die Liberalisierung des EG-Verkehrsmarktes 
1992 -  ausgeglichen werden.

In den meisten EG-Ländern werden die Wegekosten 
durch relativ hohe Benzinsteuern, niedrige Kfz-Steuern 
und zum Teil durch Autobahngebühren finanziert, ln der 
Bundesrepublik werden höhere Kfz- und Dieselsteuern 
erhoben, so daß hier die LKWs einen größeren Anteil an 
den Wegekosten leisten. Eine Wettbewerbsverzerrung 
tritt indessen erst dann ein, wenn deutsche LKW-Halter 
im Inland oder Ausland unmittelbar mit ausländischen 
Anbietern um Transportleistungen konkurrieren. So 
zahlt zum Beispiel ein deutsches Unternehmen in 
Frankreich die gleichen Autobahngebühren wie sein 
französischer Konkurrent, ist aber mit höheren Kfz- 
Steuern belastet.

Diese Ungleichbehandlung würde die geplante Stra­
ßenbenutzungsgebühr nicht beseitigen. Es wird ledig­
lich auf deutschen Straßen der Wettbewerbsvorteil aus-

ländischer Transporteure korrigiert, die durch niedrige 
Kfz-Steuern begünstigt sind und vor der Grenze ihre 
Tanks mit billigem Diesel auffüllen können. Daß ein Aus­
gleich geschaffen werden muß, ist unbestritten. Ob je­
doch die Einführung einer eigenen Straßenbenutzungs­
gebühr, die hohe Einzugs- und Kontrollkosten mit sich 
bringt, der richtige Weg ist, ist zweifelhaft. Um Wettbe­
werbsgleichheit herzustellen, genügt es, die Kraftfahr­
zeug- und die Dieselsteuersätze in der EG anzuglei­
chen. cw

Osthandel

Geringe Aussichten

S eit Beginn der 80er Jahre verzeichnet der Handel der 
OEGD-Staaten mit den europäischen RGW-Ländern 
stetige Rückgänge. Auch der deutsche Osthandel hat 
seinen Schwung schon vor längerer Zeit verloren. Sein 
Anteil am deutschen Gesamthandel ging von 7,5% 
1975 auf 3,6 % 1987 zurück (ohne Handel mit der DDR). 
Allein in den letzten beiden Jahren sank der Warenaus­
tausch um rund 30% , darunter der Handel mit der 
UdSSR um fast 40% .

Die Aussichten für eine rasche Erholung sind gering; 
Vor allem verhindern die insgesamt geringe Exportfä­
higkeit der osteuropäischen Länder und die dadurch be­
dingte permanente Devisenknappheit sowie die auf 
mittlerweile rund 100 Mrd. Dollar netto gestiegene Ver­
schuldung gegenüber den westlichen Ländern eine 
Wiederbelebung des Handels. Zwar scheinen die westli­
chen Banken aufgrund der überwiegend erfolgreichen 
außenwirtschaftlichen Konsolidierung der kleineren 
RGW-Staaten heute wieder zu einer verstärkten Kredit­
vergabe bereit; doch gerade diese Länder sind ge­
brannte Kinder Einer Neuverschuldung nur zur Finan­
zierung ihrer Importe dürften sie sehr skeptisch gegen­
überstehen.

Eine spürbare Aufwärtsentwicklung ist auch deshalb 
fraglich, weil der Warenaustausch mit dem wichtigsten 
Handelspartner im RGW, der Sowjetunion, noch auf län­
gere Sicht darniederliegen könnte. Die Einnahmeverlu­
ste der UdSSR infolge des Dollarkurs- und Ölpreisver­
falls haben ihren finanziellen Handlungsspielraum stark 
eingeengt. Obwohl die Notwendigkeit einer Exportdiver­
sifizierung in der Sowjetunion seit langem anerkannt ist, 
konnte die Abhängigkeit von praktisch einem einzigen 
Devisenbringer bis heute nicht beseitigt werden, und 
auch Gorbatschows Maßnahmen zur Modernisierung 
und Flexibilisierung der Wirtschaft werden allenfalls län­
gerfristig spürbare Außenhandelseffekte zeigen kön­
nen. pi
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